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Aden und Schweickert: Besteuern, aber nicht abwürgen

In der heutigen Aktuellen Debatte zu Online-Handel und dessen Besteuerung erklären der
finanzpolitische Sprecher Dr. Gerhard Aden und der mittelstandspolitische Sprecher, Prof. Dr. Erik
Schweickert:

Gerhard Aden: „Die FDP-Fraktion begrüßt die Initiative der Länderfinanzminister zur Bekämpfung des
Steuerbetrugs im Onlinehandel. Eine gleichmäßige Besteuerung ist ein Gebot des Wettbewerbs, und es
ist gut, dass hier endlich das Problem des Umsatzsteuerbetrugs angegangen wird. Und dies auch ohne
mit Kanonen auf Spatzen zu schießen. Aber dies ist nur eine Krücke. Ein erweiterter
Informationsaustausch mit China wäre hilfreicher als der Weg über die Online-Marktplätze. Und man
muss immer im Blick haben, dass bei Besteuerungsregelungen nicht die Technologiefeinde die Oberhand
behalten, die nach dem Motto verfahren, ´Wenn ich es nicht verbieten kann, kann ich es wenigstens
besteuern´.“

Erik Schweickert: „Es ist schön, wenn die Grüne Fraktion sich für faire Wettbewerbsbedingungen einsetzt.
Aber es ist bezeichnend, wenn sie es halt nur im Besteuerungsbereich tut. Lenken wir doch den Blick zur
realen Handelssituation. Viele sprechen von der zweiten Revolution im Handel – nach der Einführung der
Selbstbedienung. Aber reagiert die Landesregierung darauf? Wir fordern auch in Baden-Württemberg das
Projekt `Virtuelle Handelsstadt´, um den berechtigten Forderungen des Handelsverbands wenigstens
etwas Gehör zu verschaffen. Aber man muss das ganze Bild betrachten. Die
Datenschutzgrundverordnung, die unser Vereinsleben im Moment bestimmt und der sich die Grünen
besonders rühmen, sorgt für enormen Aufwand bei Einzelhändlern im Land, und die Gefahr von
Abmahnwellen zwielichtiger Organisationen, die im Gewand des Datenschützers daher kommen. Die
Landesregierung ist hier leider ein Ausfall, wie die Debatte letzte Woche zum Landesdatenschutzgesetz
gezeigt hat. Die deutsch Umsetzung der DSGVO ist für die Abmahnindustrie ein Turbo, auf den Alexander
Gerste auf dem Weg zur ISS neidisch wäre.“


